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Bericht 

Über die Tagung der Beratenden Versammlung des Europarates 
vom 22. bis 30. Januar 1970 in Straßburg 


Zu Beginn des Dritten Teils der 21. Sitzungsperiode 
der Beratenden Versammlung des Europarates wur- 
den die Mandate der am 12. Dezember 1969 vom 
Deutschen Bundestag gewählten Mitglieder der 
Deutschen Delegation bestätigt und als deutscher 
Vizepräsident der Versammlung Abgeordneter Dr. 
Schulz (Berlin) (SPD) gewählt. 

Die Debatten wurden mit Berichten des Landwirt- 
schaftsausschusses und einem Expose des Vizeprä- 
sidenten der EWG-Kommission Mansholt eröffnet, 
der die Grundzüge seines Planes darlegte und mein- 
te, er habe zwar vielfachen Widerspruch erregt, aber 
auch zu einer nützlichen Diskussion über die Lage 
der europäischen Landwirtschaft geführt. 

Abgeordneter Dr. Rinderspacher (SPD) fand es be- 
fremdlich, daß der Ministerrat überhaupt noch nicht 
zum Mansholt-Plan Stellung genommen habe und 
die nationalen Regierungen ihre langfristigen Ziele 
noch nicht festgelegt hätten; man könne sich daher 
nicht v/undern, wenn die Unruhen in der landwirt- 
schaftlichen Bevölkerung andauerten. 

Auch Abgeordnete Frau Herklotz (SPD) bemängelte 
die unzureichende Unterrichtung der Öffentlichkeit 
über die Absichten der Kommission und fragte, wie 
man sich das System von Doppelpreisen, das vorge- 
schlagen wurde, vorstelle. 

Abgeordneter Dr. Hermesdorf (Schleiden) (CDU/ 
CSU) erklärte sich zwar mit den Gesamtvorstellun- 
gen des Mansholt-Plans einverstanden, die einzel- 
nen Methoden und Maßnahmen schienen ihm jedoch 
wenig geeignet, da sie die unterschiedlichen Gege- 
benheiten in den einzelnen Regionen zu wenig be- 
rücksichtigten; die Bevorzugung der Erzeugerge- 
meinschaften und die tiefgreifende Änderung der 
Betriebsstruktur halte er für bedenklich. 


Abgeordnete Frau Klee (CDU/CSU) begrüßte die 
Aufstellung einer europäischen Landwirtschaftschar- 
ta, die eine gute Ergänzung zur Sozialcharta und 
den in der Landwirtschaft Tätigen eine echte Hilfe 
sei; besonders erfreulich sei es, daß darin ein eigener 
Artikel der Landfrau gewidmet sei, die vom Struk- 
turwandel oft besonders betroffen werde; die Red- 
nerin regte die Verbesserung der Aus- und Fort- 
bildung, eine zeitgemäße Altersversorgung, den 
Einsatz von Dorfhelferinnen und die Sanierung des 
Wohnungsbaus an; dadurch könne die soziale Lage 
der Landfrau wesentlich verbessert werden. 

Der Ausschuß für die Nichtmitgliedsländer legte Be- 
richte über die wirtschaftliche Situation der osteuro- 
päischen Staaten und über die Forderungen der 
Studenten in den Nichtmitgliedsländern vor. Zum 
ersten Bericht führte Abgeordneter Draeger (CDU/ 
CSU) aus, daß Handelsbeziehungen mit den Ost- 
blockländern immer auch politische Aspekte hätten 
und daß von den laufenden Verhandlungen keine 
großartigen Fortschritte zu erwarten seien; trotzdem 
sollten sie fortgesetzt werden und zwar zunächst 
auf bilateraler Ebene, wobei der Gesichtspunkt zu 
berücksichtigen sei, daß damüt das Leben der einzel- 
nen Menschen in den osteuropäischen Staaten er- 
leichtert werden könne. 

In der Rechtsdebatte wurde über verschiedene Be- 
richte zur Vereinheitlichung der Rechtsprechung in 
Europa diskutiert; dabei berichtete Bundesjustiz- 
minister Jahn der Versammlung über die wichtig- 
sten Reformvorhaben in der Bundesrepublik 
Deutschland, die auch unter Berücksichtigung der im 
Europarat ausgearbeiteten Untersuchungen und 
Empfehlungen durchgeführt würden; die Bundesre- 
gierung vertrete ganz entschieden den Gedanken 
der Rechtsvereinheitlichung auch auf Teilgebieten, 
die schon deshalb möglich und wünschenswert sei. 
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weil man von einem in den wesentlichen Grund- 
zügen übereinstimmenden Rechtsbewußtsein in Eu- 
ropa ausgehen könne; er schätze die im Europarat 
geleistete Arbeit besonders hoch ein. Ziel der in der 
Bundesrepublik Deutschland in Gang befindlichen 
Reformen sei es, vor allem die Rechtspflege für den 
Bürger durchschaubarer zu machen, die Gerichtsver- 
fahren zu beschleunigen und den Strafvollzug zu 
modernisieren. Minister Jahn beantwortete an- 
schließend eine Reihe von Fragen, die von Mitglie- 
dern der Versammlung gestellt wurden. 

Zum Problem Massenkommunikationsmittel und 
Menschenrechte führte Abgeordneter Dr. Rutschke 
(FDP) aus, daß es nicht nur in Diktaturländern keine 
Pressefreiheit gebe, sondern daß auch in den Demo- 
kratien die freie Meinungsbildung durch wirtschaft- 
lichen Druck und Konzernbildungen behindert wer- 
den könne, Verleger und Journalisten zu einseitiger 
Unterrichtung der Leser veranlaßt würden. Er halte 
es für eine dringende Aufgabe zu prüfen, wie durch 
objektive Berichterstattung in Presse und Rundfunk 
die Mitarbeit der Bürger in der Demokratie gewähr- 
leistet werden könne. 

Der Ausschuß für Kommunalpolitik und Raumord- 
nung legte Berichte vor über die großen europäi- 
schen Verkehrswege, die Probleme des innerstädti- 
schen Verkehrs und Naturschutzfragen. Abgeord- 
neter Lenze (Attendorn) (CDU/CSU) forderte, daß 
ein großes europäisches Verkehrsstraßennetz unter 
den Gesichtspunkten der Raumplanung, der Dezen- 
tralisierung und Entballung angelegt werde, in das 
auch die peripheren Gebiete einzubeziehen seien, 
um ihnen im nationalen wie europäischen Rah- 
men neue Entwicklungsmöglichkeiten zu bieten. Es 
sei zu bedauern, daß die europäische Zusammenar- 
beit gerade in der Planung und im Bau der großen 
Autostraßen noch viel zu wünschen übrig lasse. 

Zur Frage des städtischen Verkehrs äußerte Abge- 
ordneter Lemmrich (CDU/CSU) die Meinung, daß der 
Verkehr in den Stadtzentren auf die Dauer nur noch 
mit schienengebundenen Massenverkehrsmitteln zu 
bewältigen sei; er halte es für notwendig, daß die 
hierfür notwendigen Forschungen im europäischen 
Rahmen gemeinsam betrieben werden. Das schwie- 
rige Problem der Finanzierung könne allerdings nur 
auf nationaler und kommunaler Ebene gelöst wer- 
den. Dagegen müßten für die Probleme der Autoab- 
gase wie des Verkehrs- und Fluglärms internatio- 
nale Lösungen angestrebt werden. Die Städte allein 
könnten mit ihren Verkehrsschwierigkeiten nicht 
fertig werden, wenn sie nicht in die größere Regio- 
nalplanung miteinbezogen würden. 

Vom Ausschuß für Kultur- und Erziehungsfiagen 
wurden Berichte über Fragen des Sports, der Jugend 
und des Denkmalschutzes vorgelegt. Abgeordneter 
Dr. Müller (München) (SPD) beschäftigte sich als* 
Berichterstatter mit dem Problem, wie der aktive 
Sport mehr als bisher zu einer Angelenheit breiter 
Bevölkerungskreise in der modernen Industriege- 
sellschaft gemacht werden könne; ohne Zweifel führ- 


ten die modernen Arbeitsmethoden -und die Lebens- 
verhältnisse in der Zivilisation zu gesundheitlichen 
Schädigungen, wenn die Menschen sich nicht um 
ausgleichende Betätigungen bemühten; die Indu- 
striegesellschaft neige aber außerdem zur Isolie- 
rung des Individuums. Sport und Spiel, und zwar 
nicht der Leistungssport, sondern die breite sport- 
liche Betätigung könne einen Ausgleich herbeifüh- 
ren und habe außerdem die psychologische Funktion 
natürliche Agressionstendenzen zu paralysieren. 
Für alle Industrieländer sei es gleich wichtig, die 
Voraussetzungen für diesen zweiten Weg zu schaf- 
fen. 

In der Debatte über Jugendprobleme berichtete 
Staatssekretär Westphal vom Bundesministerium für 
Jugend, Familie und Gesundheit über den gegen- 
wärtigen Stand der Pläne für ein europäisches Ju- 
gendwerk, das die volle Unterstützung der Bundes- 
regierung habe, und dessen weitere Förderung er 
den Abgeordneten und Regierungen der anderen 
Mitgliedsländer dringend empfehle. Die Jugendver- 
bände aller Nationen wären voll und ganz zur Mit- 
wirkung und zur politischen Verwirklichung des 
europäischen Gedankens bereit. Die ideelle und 
finanzielle Unterstützung der Regierungen und Par- 
lamente sei hierfür unentbehrlich; ein weitgehend 
unabhängiger multilateraler Fonds im Rahmen des 
Europarates sei wohl die geeignete Organisations- 
form für dieses europäische Jugendwerk. Eine erste 
Sitzung des Arbeitsausschusses für die Gründung 
des Jugendwerks, an der 14 Staaten teilnahmen, 
habe schon erfreulich positive Ergebnisse gehabt. 

Abgeordneter Roser (CDU/CSU) begrüßte die Pläne 
für ein europäisches Jugendwerk und regte gleich- 
zeitig die Schaffung einer europäischen Universitäts- 
gemeinschaft an, die sich mit den Plänen für die 
Universitätsreformen beschäftigten sollte, wie sie 
heute in allen europäischen Staaten diskutiert wer- 
den; seiner Meinung nach seien die Unruhen unter 
den Studenten großenteils auf ihre Zweifel am Lei- 
stungsvermögen der Politik der Gegenwart zurück- 
zuführen. 

Abgeordneter Dr. Schulz (Berlin) (SPD) bezweifelte, 
ob man nicht statt von einer politisch engagierten 
von einer politisch geräuschvollen Jugend sprechen 
solle, die von einer neuen Heilslehre, einer recht- 
haberischen Intoleranz, und einem übertriebenen 
Selbstmitleid besessen sei und es ablehne, sich mit 
den Lehren der Geschichte zu beschäftigen und die 
Last der Vergangenheit mit zu übernehmen; sie 
könne nicht verstehen, daß die Freiheit nicht ohne 
echte Anstrengungen erworben und bewährt werden 
könne. Allerdings könne den heute verantwortli- 
chen Generationen der Vorwurf der Entschluß- und 
Phantasielosigkeit nicht erspart werden. 

Abgeordneter Pöhler (SPD) begrüßte es, daß Staats- 
sekretär Westphal bereits konkrete Vorschläge für 
die Schaffung des europäischen Jugendwerks ge- 
macht habe; seiner Meinung nach müsse der jungen 
Generation ein großer Vertrauensvorschuß gewährt 
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und eine politische Kompetenz zugestanden werden; 
ihr Verlangen nach gesellschaftlichen Reformen sei 
berechtigt; für ihre Verwirklichung seien aber die 
Politiker verantwortlich; er glaube, daß diese vJu- 
gend noch zu einem dynamischen und motorischen 
Verbündeten werden könne. 

Abgeordnete Frau Klee (CDU/CSU) glaubte nicht, 
daß die Begeisterung der Jugend für den europäi- 
schen Zusammenschluß nachgelassen habe, aber in 
eine andere Richtung gehe; deshalb erv/arte sie sich 
von einem vernünftig und großzügig geplanten 
Europäischen Jugendwerk positive Ergebnisse, an 
dankbaren Aufgaben werde es jedenfalls nicht feh- 
len. 

Abgeordneter Alber (CDU/CSU) bedauerte, daß eine 
kleine radikale Minderheit es fertig gebracht habe, 
die zweifellos bestehenden und mit Recht zu kriti- 
sierenden Unzulänglichkeiten unserer gesellschaft- 
lichen und politischen Ordnung für ihre anarchisti- 
schen Neigungen zu mißbrauchen. Mit Intoleranz 
und Gosinnungslerror werde keine neue Ord- 
nung entstehen können. Es sei wahrscheinlich der 
Fehler des geltenden Erziehungs- und Bildungs- 
ideals, wenn dieser Jugend ein abstrakter Demo- 
kratiebegriff und eine utopische Gesellschaftstheo- 
rie beigebracht werde, die sie mit der Wirklichkeit 
nicht in Übereinstimmung bringen können. 

Tm Mittelpunkt der Januartagung stand eine groß- 
angelegte Aussprache der Versammlung mit neun 
Vertretern von internationalen Organisationen über 
das Problem der Entwicklungshilfe, namentlich über 
die Frage, ob durch internationale Zusammenarbeit 
den Entwücklungsländern wirksamere Hilfe gewährt 
werden könne. Im Anschluß an die Ausführungen 
der Sachverständigen der internationalen Organisa- 
tionen stellten die Parlamentarier Fragen zu speziel- 
len Aspekten des Problems. 

Abgeordneter Pöhler (SPD) fragte nach den Aus- 
sichten der Familienplanung, Abgeordneter Dr. Rut- 
schke (FDP) erkundigte sich nach den Erfolgschancen 
und der Aufteilung von privaten und öffentlichen 
Investitionen und nach dem Prozentsatz des Sozial- 
produktes, das die einzelnen Länder den Entwick- 
lungsländern zur Verfügung stellen. Abgeordnete 
Frau Herklotz (SPD) fragte, ob industriell hergestell- 
tes Protein als zusätzliches Nahrungsmittel geliefert 
werden könne. Abgeordneter Dr. Rinderspacher 
(SPD) war der Meinung, daß es sinnvoller sei, die 
landwirtschaftliche Eigenproduktion der Entwick- 
lungsländer zu steigern, statt auf die Dauer land- 
wirtschaftliche Überschüsse dorthin zu liefern, vor- 
ausgesetzt, daß dadurch keine neuen Überproduk- 
tionen entstünden. Abgeordneter Dr. Schmücker 
(CDU/CSU) forderte die währungspolitische Zusam- 
menarbeit der Industrieländer, da sonst die für die 
Entwicklungshilfe erforderlichen Mittel, vor allem 
die privaten, immer knapper würden. 

Im Rahmen dieser Debatte nahm Abgeordnete Frau 
Herklotz (SPD) als Berichterstatterin des Landwirt- 


schaftsausschusses Stellung zu dem Bericht des Welt- 
ernährungsprogramms und machte in einem weite- 
ren Bericht auf die Bedeutung der industriellen Pro- 
duktion von Protein für die Welternährungslage 
aufmerksam. Sie ging davon aus, daß die dem Welt- 
ernährungsprogramm zur Verfügung stehenden Mit- 
tel zwar erfreulicherweise ständig ansteigen, daß es 
aber das Ziel bleiben müsse, die Landwirtschaft der 
Empfängcrländer zu fördern und krisenfest zu ma- 
chen und ihre empfindlichen Märkte nicht zu beein- 
trächtigen. Wenn man annehmen könne, daß es in 
absehbarer Zeit nicht mehr an pflanzlichen Nah- 
rungsmitteln fehlen werde, so werde der Protein- 
mangel noch auf lange Zeit bestehen bleiben, und 
eine Erhöhung der tierischen Eiweißproduktion sei 
in den tropischen Gebieten schwierig. Dagegen 
könnten nach letzten Schätzungen etwa 20 Millionen 
Tonnen reines Protein allein aus der Erdölproduk- 
tion und noch mehr aus Erdgas gewonnen werden. 
Sowohl die Regierungen wie die FAO sollten die 
Forschungen auf diesem Gebiet mehr als bisher för- 
dern. 

Die politische Debatte, der ein Bericht des italieni- 
schen Sozialisten Bemporad zugrunde lag, hatte zwei 
Hauptthemen; die Folgen der europäischen Gipfel- 
konferenz von den Haag und die Pläne für eine 
europäische Sicherheitskonferenz. 

Zum ersten Thema führte Abgeordneter Dr. Schulz 
(Berlin) (SPD) aus, er hoffe, daß das neue Jahrzehnt 
günstiger werde als das vergangene, in dem die 
nationalen Bürokratien sich immer wieder hätten 
durchsetzen können. Das Europa der Vaterländer 
werde niemals zu einer gestaltenden Funktion in der 
Welt fähig sein, und wenn sich die Parlamentarier 
nicht zu einer entscheidenden Tat entschlössen, 
würde man auch 1980 noch über die gleichen Fragen 
debattieren wie heute; solange es aber keine direk- 
ten europäischen Wahlen gebe, könnten sie sich 
kaum durchsetzen; da aber die Ministerräte begreif- 
licherweise für ein eigenständiges europäisches Par- 
lament wenig Interesse zeigten, liege es an den na- 
tionalen Parlamenten, die Initiative zu ergreifen. Ein 
direkt gewähltes Parlament werde nicht nur Selbst- 
bev/ußtsein entwickeln, sondern sich auch die er- 
forderlichen Kompetenzen erkämpfen und ein ihm 
verantv/ortliches Exekutivorgan erzwingen und da- 
mit gleichzeitig das Interesse der Massen für die 
europäischen Probleme neu beleben. Damit wäre der 
erste und unwiderrufliche Schritt zur europäischen 
Föderation gegeben. 

Abgeordneter Blumenield (CDU/CSU) stellte in sei- 
ner Intervention sechs Forderungen auf, die nach der 
Haager Gipfelkonferenz von den europäischen Poli- 
tikern zu berücksichtigen seien: eine gemeinsame 
Außen-, Verteidigungs- und Sicherheitspolitik, Eini- 
gung über Agrarfinanzierung und Agrarreform, 
gemeinsame Währungspolitik, Budgetrecht für das 
Europäische Parlament, Direktwahl eines neuen 
europäischen Parlaments, neue Initiativen der Re- 
gierungen in den siebziger Jahren. 
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Zum Thema europäische Sicherheitskonferenz be- 
merkte Abgeordneter Dr. Schulz (Berlin) (SPD), 
daß er sie für wünschenswert halte, wenn ihr Erfolg 
auch zweifelhaft sei. Entspannung und Verständi- 
gung sei in jedem Fall eine vernünftige Zielsetzung 
und wenn mit den alten Methoden nichts erreicht 
worden sei, müßten neue erprobt werden. Er fürchte 
allerdings die andere Seite werde noch unnach- 
giebiger sein als bisher, weil man dort den Eindruck 
habe, daß im Westen alle Wertpositionen veränder- 
bar geworden seien. Natürlich müsse der Kommu- 
nismus als Ausgangsbasis für jede Diskussion ak- 
zeptiert werden, aber nur unter der Voraussetzung, 
daß dieser selbst diskussionsbereit sei, die Ereig- 
nisse in der Tschechoslowakei gäben jedenfalls kei- 
nen yVnlaß zu großem Optimismus. 

Auch Abgeordneter Lenze (Attendorn) (CDU/CSU) 
war der Meinung, daß nur eine lange Entwicklung 
zu der wünschenswerten Annäherung führen werde. 
Die Ostpolitik der neuen Bundesregierung, die 
schon von der früheren Regierung eingeleitet wor- 
den sei, berge, wenn sie zu sehr forciert werde, die 
Gefahr, lebensgefährliche innenpolitische Auseinan- 
dersetzungen herbeizuführen und damit die west- 
liche Welt zu schwächen. Bilaterale Verhandlungen 
der Bundesrepublik Deutschland müßten multilate- 
ral abgesichert, Konzessionen dürften nicht ohne 
Gegenleistungen gemacht und der Deutschlandver- 
trag dürfe in seiner Substanz nicht berührt werden. 
Die Sov/jets würden sicher versuchen, die USA und 
Kanada aus Europa hinaus zu manöverieren und die 
Bundesrepublik Deutschland neuen Pressionen aus- 
zusetzen. Den guten Willen des Berichterstatters 
erkenne er an, aber seine Erwartungen halte er für 
übertrieben, deshalb wolle er sich bei der Abstim- 
mung der Stimme enthalten. 

Abgeordneter Blumenfeld (CDU/CSU) warnte da- 
vor, die Konferenz nur mit der Begründung zu pro- 
pagieren, daß man nicht aufeinander schieße solange 
man miteinander spreche; am Eisernen Vorhang 
werde noch immer auf Menschen geschossen, die 
nichts anderes suchen als ihre persönliche Freiheit; 
der Erfolg der Konferenz werde von der westlichen 
Festigkeit und Einigkeit abhängen, aber die bishe- 
rigen Vorberoitungskontakte seien nicht ermuti- 
gend, sie hätten noch nicht einmal zur Einigung über 
jene Grundvoraussetzungen geführt, die für eine 
erfolgreiche Verhandlungstührung unerläßlich seien. 
Sowjetrußland habe bisher noch kein Zeichen für 
seine Friedens- und Kooperationsbereitschaft ge- 
zeigt v/eder in Europa noch sonstwo in der Welt; 
er schlage vor, einer europäischen Sicherheitskom- 
mission mit dem Sitz in beiden Teilen Berlins den 
Auftrag zu erteilen, alle Gesichtspunkte zu prüfen, 
die für die Vorbereitung und Durchführung der Kon- 
ferenz von Bedeutung sein könnten. 


Frau Abgeordnete Klee (CDU/CSU) analysierte den 
Budapester Appell vom März 1969 und stellte fest, 
daß er zum Unterschied von früheren sowjetischen 
Vorschlägen für eine Friedenskonferenz nicht mehr 
auf der Herauslösung Deutschlands aus der west- 
lichen Völkergemeinschaft bestehe und weitgehend 
auf Polemik verzichte, wahrscheinlich um mit die- 
sem Vorschlag einerseits die erheblichen Unstimmig- 
keiten innerhalb des Warschauer Paktes zu beseiti- 
gen und andererseits das verstärkte Mißtrauen des 
Westens nach der Invasion der Tschechoslowakei 
zu verringern. Während man im Westen sich als 
Ziel der Sicherheitskonferenz die Überwindung der 
Teilung Europas, eine dauerhafte Entspannung und 
Sicherung des Friedens vorstelle, denke die Sowjet- 
union vor allem an die Legalisierung der im Krieg 
erworbenen Positionen und an eine Verbesserung 
und Verstärkung ihrer eigenen Ausgangsposition. 

Abgeordneter Amrehn (CDU/CSU) begründete seine 
Enthaltung bei der Abstimmung über die vorgelegte 
Empfehlung; zwar sei er wie alle Deutschen dafür, 
daß Friede und Sicherheit in Europa mit allen taug- 
lichen Mitteln, zu denen auch die geplante Sicher- 
heitskonferenz gehöre, erhalten und gefördert wer- 
de, aber im Text der Empfehlung finde er eine Reihe 
von Widersprüchen und ungesicherten Vorausset- 
zungen, die es ihm fraglich erscheinen ließen, ob 
Verluindlungen zu empfehlen seien, solange auf der 
Gegenseite noch keine Anzeichen von echter Ver- 
handlungsbereitschaft zu entdecken sei. 

Im Anschluß an den Bericht des Minisierkomitees, 
den der luxemburgische Außenminister Thorn der 
Versammlung gab, fragte Abgeordneter Blumen- 
feld (CDU/CSU) nach einigen Details im Zusammen- 
hang mit dem Ausscheiden Griechenlands aus dem 
Europarat während der Sitzung des Ministerrats 
im Dezember des vorigen Jahres. 

Als Vorsitzender des Geschäftsordnungsausschus- 
ses teilte Abgeordneter Bauer (Vv^ürzburg) (SPD) 
einige Änderungen der Geschäftsordnung mit, die 
einen reibungsloseren yVblauf der Arbeiten der Ver- 
sammlung ermöglichen sollen. 

Vor Beginn der Sitzungsperiode wählten die deut- 
schen Abgeordneten zu ihrem Sprecher und stellver- 
tretenden Sprecher in der deutschen Delegation in 
der Beratenden Versammlung des Europarates die 
Abgeordneten Biumenfeld und Dr. Schulz und zum 
Sprecher und stellvertretenden Sprecher der deut- 
schen Delegation in der Versammlung der West- 
europäischen Union die Abgeordneten Dr. Schulz 
und Blumenfeld. 


Bonn, den 13. Februar 1970 


Der Sprecher 

Biumenfeld 


Der stellvertretende Sprecher 

Dr. Schulz (Berlin) 



